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Amtsblatt für den Landkreis Starnberg

◆ Sitzung des Kreisausschusses am 

01.02.2018

Die nächste Sitzung des Kreisausschusses 
des Landkreises Starnberg fi ndet statt am

Donnerstag, 01.02.2018 um 14:30 Uhr

im großen Sitzungssaal

des Landratsamtes Starnberg

– Tagesordnung: –

I. Öffentliche Sitzung

1. Vorstellung der Integreat App für Flücht-
linge

2. Kulturförderung 2018

3. Feststellung und Entlastung der Jahres-
rechnung 2016 und des Berichtes über 
die Prüfung des Jahresabschlusses 
zum 31.12.2016 des Sondervermögens 
Kreiskrankenhaus Starnberg

4. Bericht der Verbandsrätinnen und Ver-
bandsräte sowie der Aufsichtsrätinnen 
und Aufsichtsräte der gwt

5. Verschiedenes

◆ Öffentliche Bekanntmachung nach
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauord-

nung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 10.01.2018 die Bau-
genehmigung für Aufschüttungen im Außen-
bereich zum Neubau der Westumfahrung 
Starnberg auf den Grundstücken FlNrn. 552, 
569, 575, 607, 682, Gemarkung Hadorf und 
FlNrn. 578, 666, 696/2, Gemarkung Söcking, 
an die Stadt Starnberg erteilt. Öffentlich-recht-
lich geschützte nachbarliche Belange werden, 
soweit sie der behördlichen Prüfung unter-
liegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht

(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines 
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho-
ben werden bei dem

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der ein-
zelnen Schutzzonen sind in dem im Anhang 
(Anlage 1) veröffentlichten Lageplan vom 
11.12.2017 im Maßstab = 1 : 10.000 einge-
tragen, der Bestandteil dieser Verordnung ist. 
Der für die genaue Grenzziehung maßgeben-
de Lageplan vom 11.12.2017 im Maßstab = 
1 : 5.000, welcher ebenfalls zum Bestandteil 
dieser Verordnung erklärt wird, ist im Landrats-
amt Starnberg sowie in der Stadt Starnberg 
und der Gemeinde Pöcking niedergelegt; er 
kann dort während der Dienststunden einge-
sehen werden. Maßgebend für die Grenzzie-
hung ist die Innenlinie der Begrenzung. Die ge-
naue Grenze der Schutzzone verläuft auf der 
jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze 
oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grund-
stück schneidet, auf der der Brunnenfassung 
näheren Kante der gekennzeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Be-
zeichnungen der im Schutzgebiet gele-
genen Grundstücke berühren die festge-
setzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Die Fassungsbereiche sind durch eine Umzäu-
nung, die engere Schutzzone und die weitere 
Schutzzone sind, soweit erforderlich, in der 
Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht.

§ 3 Verbotene oder nur beschränkt zulässige 

Handlungen

(1) Es sind

INHALT:

▼ Sitzung des Kreisausschusses am 01.02.2018

▼ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 
Satz 4 Bayerische Bauord nung (BayBO)

▼ Verordnung des Landratsamtes Starnberg über 
das Wasserschutzgebiet „Maisinger Schlucht“ 
in der Stadt Starnberg und der Gemeinde 
Pöcking (Landkreis Starnberg) für Brunnen VII 
und VIII Maisinger Schlucht zur öffentlichen 
Wasserversorgung der Stadt Starnberg vom 
11.12.2017

▼ Europaweites offenes Verfahren;
Rahmenvertrag Reinigunsdienstleistungen in 
städtischen Liegenschaften und Bushaltestellen
in der Stadt Starnberg

▼ Erneute öffentliche Auslegung des Be bau ungs-
planes Nr. 64 „Seeuferbereich Kempfenhausen 
- Unterberg“ Teil 4, 2. Änderung

▼ Beschluss über die Änderungssatzung über die 
Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 64 „Seeuferbereich 
Kempfenhausen - Unterberg“ Teil 4, 2. Ände-
rung

▼ Haushaltssatzung des Verband Wohnen im 
Kreis Starnberg für das Jahr 2018

Bayerischen Verwaltungsgericht in München,
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München,
Hausanschrift: Bayerstr. 30 in 80335 München,
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts sowie 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen*) Form.
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, der angefochtene Bescheid soll in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung 
oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften 
für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

*) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa-
cher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet kei-
ne rechtliche Wirkung! Nähere Informationen zur 
elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen ent-
nehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit
(www.vgh.bayern.de).
 
Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Wi-
derspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, ge-
gen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig.
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Be-
kanntmachung als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2
Satz 6 BayBO).
 
Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im 
Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorhe-
riger telefonischer Anmeldung unter 08151/148-457 
im Zimmer 272 eingesehen werden.

◆ Verordnung des Landratsamtes Starnberg 

über das Wasserschutzgebiet „Maisinger 

Schlucht“ in der Stadt Starnberg und der 

Gemeinde Pöcking (Landkreis Starnberg) für 

Brunnen VII und VIII Maisinger Schlucht zur 

öffentlichen Wasserversorgung der Stadt 

Starnberg vom 11.12.2017

Das Landratsamt Starnberg erlässt aufgrund von 
§ 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Ge-
setzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz – WHG) i.d.F. der Bekanntma-
chung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 29. März 2017 (BGBl. I
S. 626), i.V.m. Art. 31 Abs. 2, Art. 63 Abs. 1 und 4 
des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) i.d.F. 
der Bekanntmachung vom 25. Februar 2010 (GVBl 
S. 66, ber. S. 130), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Dezember 2015 (GVBl S. 458), folgende

V E R O R D N U N G

§ 1 Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversor-
gung der Stadt Starnberg wird in der Stadt 
Starnberg und der Gemeinde Pöcking (Land-
kreis Starnberg) das in § 2 näher umschriebene 
Wasserschutzgebiet „Maisinger Schlucht“ für 
den Brunnen VII Maisinger Schlucht auf Fl.-Nr. 
853/3, Gemarkung Söcking, und den Brunnen 
VIII Maisinger Schlucht auf Fl.-Nr. 703, Gemar-
kung Söcking, festgesetzt. Für dieses Gebiet wer-
den die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen.

§ 2 Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus
2 Fassungsbereichen (Zone W I)
1 engeren Schutzzone (Zone W II) und
1 weiteren Schutzzone (Zone W III).
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in der weiteren Schutzzone in der engeren
Schutzzone

entspricht Zone W III W II

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nrn. 2 bis 5 

zugelassenen Maßnahmen)

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen der Erd-
oberfl äche, auch wenn Grundwasser nicht 
aufgedeckt wird, vorzunehmen oder zu er-
weitern; insbesondere Fischteiche, Kies- 
und Sandgruben, Steinbrüche

verboten
ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen
der ordnungsgemäßen land- und forst-
wirtschaftlichen Nutzung

1.2 Wiederverfüllung von Erdaufschlüs-
sen, Baugruben und Leitungsgrä-
ben sowie Geländeauffüllungen

nur zulässig
 - mit dem ursprünglichen 

Erdaushub im Zuge von 
Baumaßnahmen
und

 - sofern die Bodenaufl age wie-
derhergestellt wird

verboten

1.3 Leitungen verlegen oder erneuern
(ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11)

--- verboten

1.4 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe

1.5 Tunnelbauten verboten

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1)

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Befördern von 
wassergefährdenden Stoffen nach § 62 
WHG zu errichten oder zu erweitern

verboten

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen zu errichten 
oder zu erweitern

nur zulässig entsprechend Anla-
ge 2, Ziffer 2 für Anlagen, wie 
sie im Rahmen von Haushalt 
und Landwirtschaft (max.
1 Jahres bedarf) üblich sind

verboten

2.3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
nach § 62 Abs. 3 WHG außerhalb von Anla-
gen nach Nr. 2.2 (siehe Anlage 2, Ziffer 3)

nur zulässig für die kurzfris-
tige (wenige Tage) Lagerung 
von Stoffen bis Wasserge-
fährdungsklasse 2 in dafür ge-
eigneten, dichten Transport-
behältern bis zu je 50 Liter

verboten

2.4 Abfall i.S.d. Abfallgesetze und bergbauliche 
Rückstände abzulagern (Die Behandlung und 
Lagerung von Abfällen fällt unter Nr. 2.2 und 
Nr. 2.3)

verboten

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu errichten 
oder zu erweitern einschließlich Kleinkläran-
lagen

nur Kleinkläranlagen mit bio-
logischer und hygienischer 
Reinigungsstufe zulässig
 - für Klärbecken und -gruben in 

monolithischer Bauweise,
 - für Teichanlagen und 

Pfl anzenbeete mit künstlicher 
Sohleabdichtung,

wenn die Dichtheit und Stand-
sicherheit durch geeignete Kon-
zeption, Bauausführung und 
Bauabnahme sichergestellt ist

verboten

Energieberatung 
der Verbraucherzentrale Bayern e. V. 

Persönliche Beratung (Kosten 7,50 €) 

im Landratsamt Starnberg: 

Nächster Termin: Donnerstag, 8. Februar 2018
13.30 bis 18.00 Uhr

Termine unter Telefon 08151 148-442
www.lk-starnberg.de/energieberatung

Landratsamt Starnberg

Schloßbergstraße 1 · 82319 Starnberg
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3.2 Regen- oder Mischwasserentlastungsbau-
werke zu errichten oder zu erweitern

verboten

3.3 Trockenaborte nur zulässig, wenn diese nur 
vorübergehend aufgestellt 
werden und mit dichtem Be-
hälter ausgestattet sind

verboten

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten, ausgenommen gerei-
nigtes Abwasser aus dem Ab-
lauf von Kleinkläranlagen zu-
sammen mit Gülle oder Jauche 
zur landwirtschaftlichen Ver-
wertung

verboten

3.5 Anlagen zur
 - Versickerung von Abwasser
oder
 - Einleitung oder Versickerung von Kühlwasser 

oder Wasser aus Wärmepumpen ins 
Grundwasser

zu errichten oder zu erweitern

verboten

3.6 Anlagen zur Versickerung des von Dachfl ä-
chen abfl ießenden Wassers zu errichten
oder zu erweitern (auf die Erlaubnispfl ichtig-
keit nach § 8 WHG i.V.m. § 1 NWFreiV wird
hingewiesen)

 - nur zulässig bei ausreichender 
Reinigung durch fl ächenhafte 
Versickerung über den be-
wachsenen Oberboden oder 
gleichwertige Filteranlagen¹

 - verboten für Niederschlags-
wasser von Gebäuden 
auf gewerblich genutzten 
Grundstücken

verboten

3.7 Abwasserleitungen und zugehörige An-
lagen zu errich ten oder zu erweitern

nur zulässig zum Ableiten von 
Abwasser, wenn die Dicht-
heit der Entwässerungsanla-
gen vor Inbetriebnahme durch 
Druckprobe nachgewiesen 
und wiederkehrend alle 5 Jah-
re durch Sichtprüfung und al-
le 10 Jahre durch Druckprobe 
oder anderes gleichwertiges 
Verfahren überprüft wird
(Durchleiten von außerhalb des 
Wasserschutzgebiets gesam-
meltem Abwasser verboten)

verboten

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen 

Handlungen

4.1 Straßen, Wege und sonstige Verkehrsfl ä-
chen zu errichten oder zu erweitern

 - nur zulässig für klassifi zierte 
Straßen, wenn die „Richtli-
nien für bautechnische Maß-
nahmen an Straßen in 
Wasser schutzgebieten 
(RiStWag)“ in der jeweils gel-
tenden Fassung beachtet 
werden

und

 - wie in Zone W II

nur zulässig
 - für öffentliche
Feld- und 
Waldwege, be-
schränkt-öffentli-
che Wege, 
Eigen  tümerwege 
und Privatwege

und
 - bei breitfl ächi-
gem Versickern 
des abfl ießenden 
Wassers

4.2 Befahren der Bismarckstraße --- verboten

4.3 wassergefährdende auswaschbare oder 
auslaugbare Materialien (z.B. Schlacke, 
Teer, Imprägniermittel u.ä.) zum Straßen-, 
Wege- oder Wasserbau zu verwenden

verboten

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustoffl a-
ger zu errichten oder zu erweitern

--- verboten

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurichten oder 
zu erweitern; Camping aller Art

nur zulässig mit Abwasserent-
sorgung über eine dichte Sam-
melentwässerung unter Beach-
tung von Nr. 3.7

verboten

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu erweitern  - nur zulässig mit Abwasser-
entsorgung über eine dichte 
Sammelentwässerung unter 
Beachtung von Nr. 3.7

 - verboten für Tontauben-
schieß anlagen und Motor-
sportanlagen

verboten

4.7 Großveranstaltungen durchzuführen  - nur zulässig mit ordnungsge-
mäßer Abwasserentsorgung 
und ausreichenden befestig-
ten Parkplätzen (wie z.B. bei 
Sportanlagen)

 - verboten für Geländemotor-
sport

verboten

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu erweitern verboten

4.9 Flugplätze einschließlich Sicherheitsfl ächen, 
Notabwurfplätze, militärische Anlagen und 
Übungsplätze zu errichten oder zu erweitern

verboten

4.10 Militärische Übungen durchzuführen --- verboten

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten oder zu er-
weitern

verboten

4.12 Anwendung von Pfl anzenschutzmit-
teln auf Freilandfl ächen, die nicht land-, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzt werden (z.B. Verkehrswege, Ra-
senfl ächen, Friedhöfe, Sportanlagen)

verboten

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und 
bedarfsgerechter Düngung

nur standort- und 
bedarfsgerechte 
Düngung mit Mine-
raldünger zulässig

4.14 Beregnung von öffentlichen Grünan-
lagen, Rasensport- und Golfplätzen

nur zulässig nach Maßgabe der 
Beregnungsberatung oder bis zu 
einer Bodenfeuchte von 70 %
der nutzbaren Feld kapazität

verboten

4.15 Mitführen von Hunden --- Hunde sind an der 
Leine zu führen. 
Der Hundeführer 
ist verpfl ichtet, ab-
gesonderten Hun-
dekot umgehend 
zu beseitigen und 
ordnungsgemäß 
zu entsorgen.

5. bei baulichen Anlagen

5.1 bauliche Anlagen zu errichten oder zu er-
weitern

nur zulässig,
 - wenn kein häusliches oder 

gewerbliches Abwasser 
anfällt oder in eine dichte 
Sammelentwässerung einge-
leitet wird unter Beachtung 
von Nr. 3.7

und
 - wenn die Gründungssohle 

mindestens 2 m über dem 
höchsten Grund wasserstand 
liegt

verboten

5.2 Ausweisung neuer Bauge biete verboten

5.3 Stallungen zu errichten oder zu erweitern² nur zulässig
entsprechend Anlage 2
 - Ziffer 4 a
oder
 - für in dieser Zone bereits 

vorhandene landwirtschaft-
liche Anwesen, wenn die 
Anforderungen gemäß 
Anlage 2, Ziffer 4 b eingehal-
ten werden

verboten

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen
von Jauche, Gülle, Silagesickersaft 
zu errichten oder zu erweitern²

nur zulässig mit Leckageerken-
nung oder gleichwertiger Kont-
rollmöglichkeit der gesamten An-
lage einschließlich Zuleitungen

verboten

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfutterberei-
tung zu errichten oder zu erweitern²

nur zulässig mit Auffangbehäl-
ter für Silagesickersaft; Behälter 
für Anlagen größer 150 m² ent-
sprechend Nr. 5.4

verboten

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Fest-
mist, Gärresten aus Biogasanla-
gen und Festmistkompost

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten

6.2 Düngen mit sonstigen organischen und mi-
neralischen Stickstoffdüngern (ohne Nr. 6.3)

nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und 
bedarfsgerechten Gaben erfolgt, insbesondere nicht
 - auf tiefgefrorenem Boden (Frosttiefe > 5 cm),
 - auf schneebedecktem Boden,
 - auf wassergesättigtem Boden.
Die Düngeverordnung (DüV) in ihrer jeweils gelten-
den Fassung ist zu beachten.

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klärschlamm, 
klärschlammhaltigen Düngemitteln, Fäkal-
schlamm oder Gärresten bzw. Kompost aus 
zentralen Bioabfallanlagen

verboten

6.4 ganzjährige Bodendeckung durch 
Zwischen- oder Hauptfrucht

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbe-
dingt möglich.
Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeid-
bare Winterfurche darf erst ab 1. November erfol-
gen.
Zwischenfrucht vor Mais darf erst ab 1. April einge-
arbeitet werden.

¹ Siehe ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“

² Es wird auf den Anhang 7 „Anforderungen an Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen)“ der Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Anlagenverordnung – AwSV) in der jeweils geltenden 
Fassung hingewiesen, der nähere Ausführungen zur baulichen Gestaltung (u.a. Leckageerkennung) enthält. Arbeitsblätter 
mit Musterplänen sind bei der ALB Bayern e.V. erhältlich (Arbeitsblatt Nr. 10.15.04 „Lagerung von Flüssigmist“, Nr. 10.15.07
„Lagerung von Festmist“, Nr. 10.09.01 „Flachsilos und Sickersaftableitung“).
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6.5 Lagern von Festmist, Sekundär-
rohstoffdünger oder Mineraldün-
ger auf unbefestigten Flächen

verboten, ausgenom-
men Kalkdünger;

Mineraldünger und Schwarz-
kalk nur zulässig, sofern gegen 
Niederschlag dicht abgedeckt

verboten

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb 
von ortsfesten Anlagen

nur zulässig in allseitig dichten 
Foliensilos bei Siliergut ohne 
Gärsafterwartung sowie Ballen-
silage

verboten

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel-
und Pferchtierhaltung

nur zulässig auf Grünland ohne 
fl ächige Verletzung der Gras-
narbe (siehe Anlage 2, Ziffer 5)

verboten

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter zu errichten --- verboten

6.9 Anwendung von Pfl anzenschutzmitteln aus 
Luftfahrzeugen oder zur Bodenentseuchung

verboten

6.10 Beregnung landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzter Flächen

nur zulässig nach Maßgabe der 
Beregnungsberatung oder bis zu 
einer Bodenfeuchte von 70 %
der nutzbaren Feldkapazität

verboten

6.11 landwirtschaftliche Dräne und zugehörige  
Vorfl utgräben anzulegen oder zu ändern

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pfl ege-
maßnahmen

6.12 besondere Nutzungen im Sinne von Anlage 
2, Ziffer 6 neu anzulegen oder zu erweitern

nur Gewächshäuser mit ge-
schlossenem Entwässe-
rungssystem zulässig

verboten

6.13 a Rodung verboten

6.13 b Kahlschlag größer als 3.000 m²
oder eine in der Wirkung gleichkommen-
de Maßnahme (siehe Anlage 2, Ziffer 7)

nicht zulässig
ausgenommen bei Kalamitäten bei einer umgehen-

den Wiederaufforstung mit Mischwald innerhalb von 
3 Jahren unter Anwendung bodenschonender Holz-

bringungsmethoden

6.14 Nasskonservierung von Rundholz verboten

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone W I) sind 
sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte
Handlungen verboten. Das Betreten ist nur 
zulässig für Handlungen im Rahmen der 
Wassergewinnung und -ableitung durch Be-
fugte des Trägers der öffentlichen Wasser-
versorgung, die durch diese Verordnung ge-
schützt ist, oder der von ihm Beauftragten.

(3) Die Verbote und Beschränkungen der Ab-
sätze 1 und 2 gelten hinsichtlich der Num-
mern 3.6 und 5.1 nicht für Handlungen im 
Rahmen der Wassergewinnung und -ablei-
tung des Trägers der öffentlichen Wasser-
versorgung, die durch diese Verordnung ge-
schützt ist, oder der von ihm Beauftragten.

§ 4 Befreiungen

(1) Das Landratsamt Starnberg kann von den Ver-
boten, Beschränkungen, Duldungs- und Hand-
lungspfl ichten des § 3 eine Befreiung erteilen, 
wenn
1. der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder
2. überwiegende Gründe des Wohls der 

Allgemeinheit dies erfordern.
(2) Das Landratsamt Starnberg hat eine Be-

freiung zu erteilen, soweit dies zur Vermei-
dung unzumutbarer Beschränkungen des 
Eigentums erforderlich ist und hierdurch 
der Schutzzweck nicht gefährdet wird.

(3) Die Befreiung nach Absatz 1 ist widerrufl ich;

 sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen 
verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(4) Im Falle des Widerrufs kann das Landrats-
amt Starnberg vom Grundstückseigentü-
mer verlangen, dass der frühere Zustand 
wiederhergestellt wird, sofern es das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der 
Schutz der Wasserversorgung, erfordert.

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender 

Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten 
von Grundstücken innerhalb des Schutzge-
biets haben die Beseitigung oder Änderung 
von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Verordnung bestehen 
und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung 
oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fal-
len, auf Anordnung des Landratsamtes Starn-
berg zu dulden, sofern sie nicht schon nach 
anderen Vorschriften verpfl ichtet sind, die 
Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 
Abs. 4 i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 57
BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Eigentümer und Nutzungsberechtig-
ten von Grundstücken innerhalb des Schutz-
gebietes haben zu dulden, dass die Grenzen 
des Fassungsbereiches und der Schutzzo-
nen durch Aufstellen oder Anbringen von Hin-
weiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7 Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten 
von Grundstücken innerhalb des Schutzge-
bietes haben Probenahmen von im Schutz-
gebiet zum Einsatz bestimmten Düngemit-
teln und Pfl anzenschutzmitteln durch Be-
auftragte des Landratsamtes Starnberg und 
des Trägers der öffentlichen Wasserver-
sorgung, die durch diese Verordnung ge-
schützt ist, zur Kontrolle der Einhaltung der 
Vorschriften dieser Verordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, 
Vegetations- und Wasserproben und die hierzu 
notwendigen Verrichtungen auf den Grundstü-
cken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte 
des Landratsamtes Starnberg und des Trägers 
der öffentlichen Wasserversorgung, die durch 
diese Verordnung geschützt ist, zu dulden.

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke 
durch Bedienstete des Trägers der öffentlichen 
Wasserversorgung, die durch diese Verord-
nung geschützt ist, oder der von ihm Beauf-
tragten, zur Wahrnehmung der Eigenüberwa-
chungspfl ichten gemäß § 3 der Verordnung zur 
Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- 
und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungs-
verordnung – EÜV) in der jeweils geltenden 
Fassung zu gestatten, die hierzu erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen und technische Er-
mittlungen und Prüfungen zu ermöglichen.

§ 8 Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund 
dieser Verordnung ergehende Anordnung das 
Eigentum unzumutbar beschränken und die-
se Beschränkung nicht durch eine Befreiung 
nach § 4 oder andere Maßnahmen vermie-
den oder ausgeglichen werden kann, ist nach 
§ 52 Abs. 4 i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und 
Art. 57 BayWG Entschädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund 
dieser Verordnung ergehende Anordnung er-
höhte Anforderungen festsetzt, die die ord-
nungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 
Nutzung einschränken oder Mehraufwen-
dungen für den Bau und Betrieb land- oder 
forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Fol-
ge haben, ist für die dadurch verursachten 
wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener 
Ausgleich nach Art. 32 i.V.m. Art. 57 Bay-
WG zu leisten, soweit nicht eine Entschädi-
gungspfl icht nach § 52 Abs. 4 WHG besteht.

(3) Begünstigt im Sinne des § 51 Abs. 1 Satz 2 
WHG ist die Stadt Starnberg, Vogelanger 2, 
82319 Starnberg, mit dem städtischen Wasser-
werk, Maisinger-Schlucht-Straße 6, 82319 
Starnberg.

§ 9 Anlagen

Die Anlage 1 „Lageplan vom TT.MM.JJJJ
im Maßstab = 1 : 15.000“ sowie die Anla-
ge 2 „Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 3, 
5 und 6 des Verbotskatalogs“ werden zum 
Bestandteil dieser Verordnung erklärt.

§ 10 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a Buchst. a und Abs. 2
WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geld-
buße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. einem Verbot oder Gebot nach § 3 

Abs. 1 und Abs. 2 zuwiderhandelt,
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zuge-

lassene Handlung vornimmt, ohne die 
mit der Befreiung verbundenen Bedin-
gungen oder Aufl agen zu befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach 
den §§ 5 und 7 nicht duldet.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Starnberg in Kraft. Gleichzeitig treten die Ver-
ordnung des Landratsamtes Starnberg über das 
Wasserschutzgebiet „Maisinger Schlucht“ in der 
Stadt Starnberg und der Gemeinde Pöcking für 
die öffentliche Wasserversorgung der Stadt Starn-
berg vom 20.07.1995 (veröffentlicht im Amts-
blatt für den Landkreis Starnberg Nr. 29 vom 
03.08.1995) sowie die Allgemeinverfügung des 
Landratsamtes Starnberg über hygienische Verbo-
te in der engeren Schutzzone des Wasserschutz-
gebietes „Maisinger Schlucht“ vom 12.12.2013 
(veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis 
Starnberg Nr. 50 vom 31.12.2013) außer Kraft.

Starnberg, 11.12.2017

LANDRATSAMT STARNBERG

Karl Roth, Landrat

ANHANG:

Anlage 1: Lageplan vom 11.12.2017 im 

Maßstab = 1 : 10.000

Anlage 2: Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 5 

und 6 des Verbotskatalogs

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2)

Es ist die jeweils aktuelle Fassung der „Allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushalts-
gesetz über Einstufung wassergefährdender Stof-

Trinkwasserschutzgebietskarte
zur Verordnung des
Landratsamtes Starnberg über das
Wasserschutzgebiet
Maisinger Schlucht
vom 11.12.2017

Legende

Geographisches Landkreis Informationssystem Starnberg

Wasserschutzzone I

Wasserschutzzone II

Wasserschutzzone III

Geobasisdaten (c) Bayerische Vermessungsverwaltung (www.geodaten.bayern.de)

Geofachdaten (c) Landratsamt Starnberg (www.lk-starnberg.de/geolis)

Kartenerstellung
Landratsamt Starnberg, Geo-Service
Kartengrundlage: Geofachdaten GeoLIS, DOK

Maßstab i.O. 1:10.000
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Karl Roth, LandratStarnberg, den 11.12.2017
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fe in Wassergefährdungsklassen (Verwaltungsvor-
schrift wassergefährdende Stoffe – VwVwS)“ und 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu beachten.

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen (zu Nr. 2.2)

In den Fassungsbereichen W I und in der enge-
ren Schutzzone W II sind Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen nicht zulässig.
In der weiteren Schutzzone W III sind nur zulässig:
 - oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen 

A bis C, die in einem Auffangraum aufgestellt 
sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt 
und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet 
sind; der Auffangraum muss das maximal in den 
Anlagen vorhandene Volumen wassergefährden-
der Stoffe aufnehmen können,

 - unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen 
A und B, die doppelwandig ausgeführt und mit 
einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind.

Die Prüfpfl icht richtet sich nach der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen (AwSV).
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle, z.B. im Zu-
sammenhang mit Kompostieranlagen oder 
Wertstoffhöfen, fallen. An die Bereitstellung 
von Hausmüll aus privaten Haushalten zur re-
gelmäßigen Abholung (z.B. Mülltonnen) wer-
den keine besonderen Anforderungen gestellt.

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

außerhalb von Anlagen (zu Nr. 2.3)

Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt:
 - Düngung, Anwendung von 

Pfl anzenschutzmitteln, etc. nach den Maßgaben 
der Nrn. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.5 und 6.6,

 - Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes,
 - das Mitführen und Verwenden von 

Betriebsstoffen für Fahrzeuge und Maschinen,
 - Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch,
 - Kompostierung im eigenen Garten.
Entsprechend der AwSV werden an Abfüllplätze 
von Heizölverbraucheranlagen über die betriebli-
chen Anforderungen hinaus keine Anforderungen 
gestellt.

4. Stallungen (zu Nr. 5.3)

Ziffer 4 a:

1. mit Flüssigmistverfahren:

 Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dung-
einheiten ist das erforderliche Speichervolu-
men für Gülle auf mindestens zwei Behälter 
aufzuteilen.
40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff 
pro Jahr) fallen bei folgenden Höchst-
stückzahlen für einzelne Tierarten an:

 Milchkühe
40 Stück (1 Stück = 1,0 DE)

 Mastbullen
65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

 Mastkälber, Jungmastrinder
150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

 Mastschweine
300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

 Legehennen, Mastputen
3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

 sonstiges Mastgefl ügel
10.000 Stück (100 Stück =  0,4 DE)

 Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je 
Stallung bzw. 120 Dungeinheiten je Hofstel-
le nicht überschreiten. Bei mehreren Tier-
arten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren.

2. mit Festmistverfahren:

Bei Tierbeständen über 80 Dungeinheiten ist das 
erforderliche Speichervolumen für Jauche auf 
mindestens zwei Behälter aufzuteilen. Der Tierbe-
stand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160 
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. 
Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die 
entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren.

3. mit gemischten Entmistungsverfahren:

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind an-
teilig entsprechend Ziffern 4 a 1. und 4 a 2. zu er-
mitteln.

4. Befreiung

Die Erteilung einer Befreiung nach § 4 ist bei 
bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Be-

trieben möglich, wenn dies betriebsbedingt not-
wendig ist (Existenzsicherung) und das erhöhte 
Gefährdungspotential durch technische Anfor-
derungen ausgeglichen werden kann, wenn da-
durch der Trinkwasserschutz gewährleistet ist.

Ziffer 4 b:

Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen 
Dichtheitsprüfung eine Leckageerkennung für die 
Fugenbereiche entsprechend Anlage 7 der AwSV 
vorzusehen.
Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen 
Kot und Harn anfallen, sind gemäß AwSV fl üssig-
keitsundurchlässig (Beton mit hohem Wasserein-
dringwiderstand) auszuführen und jährlich durch 
Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren.
Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-be-
trieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die 
einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit reparier-
bar sind.
Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die 
Zuleitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine 
Reparatur jederzeit möglich ist. Dies kann durch 
einen zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichen-
de Speicherkapazität der Güllekanäle gewährleis-
tet werden. Hinsichtlich der Dichtheitsprüfungen 
wird auf die Anlage 6 der VAwS hingewiesen.
Die einschlägigen Regeln der Technik, insbeson-
dere DIN 1045, sind zu beachten.
Der Beginn der Bauarbeiten ist beim Landrats-
amt Starnberg, Fachbereich 41, und beim Was-
serwerk der Stadt Starnberg als Wasserversor-
gungsunternehmen 14 Tage vorher anzuzeigen.
Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Tei-
lung aus einem in Zone W III vorhandenen An-
wesen entstehen, gelten ebenfalls als „in die-
ser Zone bereits vorhandene Anwesen“.

5. Beweidung, Freiland-, Koppel- und 

Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7)

Eine fl ächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann 
vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinder-
weide unvermeidbare Maß (linienförmige oder 
punktuelle Verletzungen im Bereich von Treib-
wegen, Viehtränken, etc.) überschritten wird.

6. Besondere Nutzungen sind folgende land-

wirtschaftliche, forstwirtschaftliche und 

gärtnerische Nutzungen (zu Nr. 6.12)

 - Weinbau
 - Hopfenanbau
 - Tabakanbau
 - Gemüseanbau
 - Zierpfl anzenanbau
 - Baumschulen und forstliche Pfl anzgärten

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuan-
lage derartiger Nutzungen, nicht auf die Ver-
legung im Rahmen des ertragsbedingt er-
forderlichen Flächenwechsels bei gleich-
bleibender Größe der Anbaufl äche.

7. Kahlschlag und in der Wirkung gleichkom-

mende Maßnahmen (zu Nr. 6.13 b)

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfl ä-
che alle aufstockenden Bäume in einem oder in 
wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen 
entnommen werden, ohne dass bereits eine aus-
reichende übernehmbare Verjüngung vorhanden 
ist und daher durch die Hiebsmaßnahme auf der 
Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen.
Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme 
ist eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt 
Bäume stehen bleiben und dadurch auf der Flä-
che ebenfalls Freifl ächenbedingungen entstehen.
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei 
oder mehrere benachbarte Waldbesitzer Hie-
be durchführen, die in der Summe zu den o.g. 
Freifl ächenbedingungen führen. Dagegen sind 

Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer Waldbe-
sitzer auf räumlich getrennten Teilfl ächen zuläs-
sig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Ver-
ordnung lediglich in der Summe überschreiten.
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Wind-
wurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbe-
fall zu verstehen, deren Beseitigung nur durch 
die Entnahme aller geschädigten Bäume und 
daher u.U. nur durch Kahlschlag möglich ist.

Landratsamt Starnberg – Karl Roth, Landrat

Bekanntmachung der Stadt Starnberg

◆ Europaweites offenes Verfahren;
Rahmenvertrag Reinigunsdienstleistungen 
in städtischen Liegenschaften und 

Bushaltestellen

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)
 Name Stadt Starnberg - Bauamt -

Straße Vogelanger 2
PLZ, Ort 82319 Starnberg
Telefon 08151/772-155
Fax 08151/772-355
E-Mail Vergabestelle@starnberg.de
Internet www.staatsanzeiger-eservices.de

b) Vergabeverfahren 
 Europaweites Offenes Verfahren

 Vergabenummer
 2018-03

c) Angaben zum elektronischen Verga-
beverfahren und zur Ver- und Ent-
schlüsselung der Unterlagen 

 nicht zugelassen

d) Art des Auftrags
 Dienstleistung

e) Ort der Ausführung
 städtische Liegenschaften und Bushal-

testellen (siehe Vergabeunterlagen)

f) Art und Umfang der Leistung
 Rahmenvertrag Reinigung städtischer Liegen-

schaften und Bushaltestellen Glas- und Rah-
menreinigung

g) Erbringen von Planungsleistungen
 nein

h) Aufteilung in Lose
 ja
 Los 1-3 Rahmenreinigung städtischer Lie-

genschaften aufgeteilt entsprechend Ört-
lichkeiten (siehe Vergabeunterlagen)

 Los 4 Rahmen- und Glasreinigung 
Los 1-3 zzgl. Bushaltestellen 

i) Ausführungsfristen
 Vertragsdauer 01.07.2018 – 30.06.2022

j) Nebenangebote
 nicht zugelassen
 
k) Anforderung der Vergabeunterlagen 
 siehe Punkt a) Stadt Starnberg - Vergabestelle

l) Kosten für die Übersendung der Ver-
gabeunterlagen in Papierform

 Für die Vergabeunterlagen wird 
kein Entgelt erhoben.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind
 Stadt Starnberg - Vergabestelle -

Vogelanger 2
82319 Starnberg

p) Sprache, in der die Angebote abgefasst 
sein müssen 

 Deutsch

q) Angebotseröffnung am 
27.02.2018 um 15:00 Uhr

 Ort: Rathaus Stadt Starnberg - Zimmer 315 -
Vogelanger 2, 82319 Starnberg

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend 
sein dürfen:

 Bieter oder Bevollmächtigte sind nicht mehr zu-
gelassen. 

r) geforderte Sicherheiten

 siehe Vergabeunterlagen

s) Wesentliche Finanzierungs- und Zah-
lungsbedingungen und/oder Hinwei-
se auf die maßgeblichen Vorschrif-
ten, in denen sie enthalten sind: 

 Zahlungsbedingungen 

t) Rechtsform der Bietergemeinschaften

 gesamtschuldnerisch haftend mit be-
vollmächtigtem Vertreter

u) Nachweise zur Eignung

 Der Bieter hat mit seinem Angebot zum Nach-
weis seiner Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 
Zuverläs sigkeit eine direkt abrufbare Eintragung 
in die allgemein zugängliche Liste des Vereins 
für Präqualifi kati on von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifi kationsverzeichnis) nachzuweisen.

 Der Nachweis der Eignung kann auch durch 
Eigenerklärungen gem. Formblatt Eigenerklä-
rungen zur Eignung -124 erbracht werden

 Hinweis: Soweit zuständige Stellen Eigener-
klärungen bestätigen, sind von Bietern, deren 
Angebote in die engere Wahl kommen, die 
entsprechenden Bescheinigungen vorzulegen.

 Das Formblatt Eigenerklärungen 
zur Eignung -124 ist erhältlich

 unter http://www.stmi.bayern.de und 
liegt den Vergabeunterlagen bei.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nach-
weis seiner Fachkunde folgende Angaben 
zu machen:

 siehe Vergabeunterlagen

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 
 31.05.2018

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße 

 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A): Regierung 
von Oberbayern, Vergabekammer Südbay-
ern, Maximilianstraße 39, 80538 München

Starnberg, 12.01.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

Bekanntmachungen der Gemeinde Berg

Rein nachrichtlich und lediglich in Ergänzung zur 
amtlichen Bekanntmachung an den Anschlagtafeln 
informiert die Gemeinde Berg über die Änderung 
des Flächennutzungsplanes und über die Ände-
rung oder Aufstellung von Bebauungsplänen im 
Amtsblatt des Landkreises Starnberg.

◆ Erneute öffentliche Auslegung des 
Be bauungsplanes Nr. 64 „Seeuferbereich 
Kempfenhausen - Unterberg“ Teil 4,  2. Än de-

rung

Der Gemeinderat von Berg hat in seiner Sit-
zung am 16.01.2018 Änderungen und Ergän-
zungen hinsichtlich der Festsetzungen und Hin-
weise zu folgenden Punkten beschlossen:

 ∙ Die GR-Festsetzung wird konkretisiert, zur 
besseren Vollziehbarkeit wird eine Knödellinie 
zwischen der Villa und den geplanten Wohn-
gebäuden aufgenommen

 ∙ Ein Sichtdreieck wird in der Planung ergänzt
 ∙ Die Zufahrten und Stellplätze sind aus wasser-

durchlässigen Belägen herzustellen
 ∙ Das Denkmal wird angepasst
 ∙ Das LSG wurde aus den Festsetzungen genom-

men und als nachrichtliche Übernahme aufge-
nommen

 ∙ Die Festsetzungen zur Grünordnung wurden 
konkretisiert

 ∙ Ein Hinweis zum Artenschutz wurde aufgenom-
men

 ∙ Ein Abstand zwischen den Bauräumen und der 
privaten Grünfl äche wurde eingearbeitet

 ∙ Die bestehenden Bäume wurden in der Symbol-
beschreibung in zu erhaltende Bäume geändert

 ∙ Die Zufahrt von der Seebreite wurde auf 10 m 
aufgeweitet

 ∙ Der Bauraum für die Kellererweiterung wird er-
gänzt

 ∙ Es wurden einige Hinweise bezüglich wasser-
wirtschaftlicher Belange aufgenommen.

Kurzzeitpfl ege

Das Landratsamt Starnberg – Fach bereich 
Sozialwesen – bietet Informations material 
über Kurzzeitpfl ege einrichtungen an. 

Telefon  08151 148 - 238
www.lk-starnberg.de / kurzzeitpfl ege

Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg
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Die Nummerierungen der Festsetzungen, Hin-
weise und nachrichtliche Übernahmen wurden 
dementsprechend angepasst. Zudem wurde die 
Begründung in einigen Punkten konkretisiert.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 64 „See-
uferbereich Kempfenhausen - Unterberg“ Teil 4, 
2. Änderung mit der Begründung ist laut Gemein-
deratsbeschluss vom 16.01.2018 gemäß § 4 a 
Abs. 3 BauGB erneut öffentlich auszulegen. Die 
erneute öffentliche Auslegung wird gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB gleichzeitig mit der Einholung der 
Stellungnahmen nach § 4 a Abs. 2 BauGB, noch-
mals für die Dauer eines Monats, durchgeführt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 64 „Seeuferbereich Kempfenhausen - Un-
terberg“ Teil 4, 2. Änderung ist in dem als An-
lage untenstehenden Lageplan dargestellt. 

Der Planentwurf besteht aus Festsetzungen durch 
Zeichnung und Schrift und einer Begründung.

Deshalb ist der geänderte Bebauungsplanentwurf 
und dessen angepasste Begründung nochmals in 
der Zeit

Bekanntmachung des Verband Wohnen im 

Kreis Starnberg

◆ Haushaltssatzung des Verband Wohnen im 

Kreis Starnberg für das Jahr 2018

I.

Aufgrund Art. 41 Abs. 1 KommZG in Verbin-
dung mit Art.63 ff.  der Gemeindeordnung
hat der Zweckverband folgende Haushalts-
satzung für das Jahr 2018 erlassen, 
die hiermit gemäß § 21 Abs. 3 der Ver-
bandssatzung bekannt gemacht wird:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan des 
Verbands Wohnen für das Haushaltsjahr
2018 wird hiermit festgesetzt; er schließt

1. im Ergebnishaushalt mit

 dem Gesamtbetrag
 der Erträge von 16.965.900 €

 dem Gesamtbetrag
 der Aufwendungen von 17.303.900 €

 und dem Saldo
 (Jahresergebnis) von -338.000 €

2. im Finanzhaushalt

a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit

 dem Gesamtbetrag der
Einzahlungen von 16.737.800 €

 dem Gesamtbetrag
der Auszahlungen von 13.417.500 €

 und dem Saldo von 3.320.300 €

b) aus Investitionstätigkeit mit

 dem Gesamtbetrag der
Einzahlungen von 3.943.200 €

 dem Gesamtbetrag
der Auszahlungen von 23.305.600 €

 und dem Saldo von -19.362.300 €

a) aus Finanzierungstätigkeit mit

 dem Gesamtbetrag der
Einzahlungen von 18.679.800 €

 dem Gesamtbetrag der
Auszahlungen von 2.980.200 €

 und dem Saldo von 15.699.600 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite
zur Finanzierung von Ausgaben
im Vermögensplan wird auf 17.177.700 €
festgesetzt.

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpfl ichtungser-
mächtigungen  im Vermögensplan 
wird auf 41.025.000 €
festgesetzt.

§ 4

Die Wohnbauumlage wird mit 0,87 %
der Kreisumlage 2017 1.502.100 €
festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben
nach dem Wirtschaftsplan wird auf 1.500.000 €
festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 
2018 in Kraft.

II.

Die Regierung von Oberbayern hat als 
Rechtsaufsichtsbehörde die Haushaltssat-
zung mit Haushaltsplan und allen Bestand-
teilen und Anlagen geprüft und mit Schrei-
ben vom 10.01.2018, GZ 12.2-1444STA18,

1. den Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von 
17.177.700 EUR (Art. 40 Abs. 1 KommZG,
Art. 71 Abs. 2 GO i.V. mit Art. 52 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 KommZG sowie

2. den Gesamtbetrag der Verpfl ichtungsermächti-
gungen in Höhe von 41.025.000 EUR (Art. 40
Abs. 1 KommZG, Art. 67 Abs. 4 GO i.V. 
mit Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG)  

rechtsaufsichtlich genehmigt.

III.

Haushaltssatzung und Haushaltsplan liegen wäh-
rend des ganzen Jahres innerhalb der  allge-
meinen Öffnungszeiten in den Büroräumen in 
Starnberg, Gradstraße 2a, zur Einsicht bereit.

Starnberg, 16.01.2018

Verband Wohnen im Kreis Starnberg

Christine Borst, Michael Vossen,
Verbandsvorsitzende Geschäftsführer

vom 29.01. bis einschließlich 12.03.2018

in der Gemeinde Berg, Bauamt (Zimmer 14), Rats-
gasse 1, 82335 Berg während der Dienststunden 
(Montag, Dienstag und Freitag 7:30 Uhr bis 12:30 
Uhr, Donnerstag 7:30 Uhr bis 12:30 Uhr, sowie 
14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) zur allgemeinen Infor-
mation der Öffentlichkeit öffentlich auszulegen.

Während dieser Auslegungsfrist können Stellung-
nahmen nur zu den geänderten bzw. ergänz-

ten Teilen schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Gemeinde Berg, Bauamt, Ratsgasse 1, 82335 
Berg vorgebracht werden. Diese sind blau gekenn-
zeichnet.
Gemäß § 4 a Abs. 6 Baugesetzbuch können nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Auf der Homepage der Gemeinde Berg
(www.gemeinde-berg.de) sind ebenfalls alle
Planunterlagen veröffentlicht.

Berg, 17.01.2018

Gemeinde Berg – R. Monn, 1. Bürgermeister

◆ Beschluss über die Änderungssatzung 
über die Veränderungssperre für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 64 „Seeuferbereich Kempfenhausen - 
Unterberg“ Teil 4, 2. Änderung

Der Gemeinderat von Berg hat auf Grund des 
noch andauernden Bauleitplanverfahrens in seiner 
Sitzung am 16.01.2018 die Verlängerung der Gel-
tungsdauer der Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplan Nr. 64 „Seeufer-
bereich Kempfenhausen - Unterberg“ Teil 4, 2. Än-
derung gefasst. Die Geltungsdauer wird gemäß
§ 17 Absatz 1 Satz 3 BauGB um ein Jahr verlän-
gert.

Es wurde folgender Beschluss gefasst:
„Die Änderungssatzung der Gemeinde Berg über 
die Veränderungssperre für den Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 64 „Seeuferbereich Kemp-
fenhausen – Unterberg“ Teil 4, 2. Änderung 
wird in der der Verwaltungsvorlage zur Sitzung 
des Gemeinderates am 16.01.2018 beigefüg-
ten Fassung gemäß § 16 BauGB beschlossen.

Die Verwaltung wird beauftragt die Änderungs-
satzung durch Aushang an den amtlichen Mit-
teilungstafeln ortsüblich bekannt zu machen.“

Der räumliche Geltungsbereich ist aus dem 
nebenstehenden Lageplan ersichtlich.

Die Satzung liegt während der allgemeinen 
Dienststunden (Montag, Dienstag und Freitag 
7:30 Uhr bis 12:30 Uhr, Donnerstag 7:30 Uhr 
bis 12:30 Uhr, sowie 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) 
im Rathaus der Gemeinde Berg, Bauamt-Ver-
waltung, Zimmer 14, Ratsgasse 1, 82335 Berg 
zu jedermanns Einsicht aus. Über ihren In-
halt wird auf Verlangen Auskunft erteilt.

Hinweis

Auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2
und 3 Baugesetzbuch über die fristgerech-

te Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche für eingetretene Vermögensnachtei-
le durch die Veränderungssperre und des § 18 
Absatz 3 Baugesetzbuch über das Erlöschen 
der Entschädigungsansprüche bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung wird hingewiesen. 

Geltungsbereich des qualifi zierten Bebauungs-
planes Nr. 64 „Seeuferbereich Kempfenhausen-
Unterberg“ Teil 4, 2. Änderung

Hinweis auf die Voraussetzungen für die Geltend-
machung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
sowie die Rechtsfolgen nach § 215 Abs. 1 des 
Baugesetzbuches (BauGB)

Gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Bekanntmachung der Neufas-
sung des Baugesetzbuches vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), werden unbeachtlich

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Ab-
satz 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde Berg unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind.

Berg, 17.01.2018

Gemeinde Berg – R. Monn, 1. Bürgermeister

Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 64 „Seeuferbereich Kempfenhausen – Unterberg“ Teil 4, 2. Änderung

Geltungsbereich des qualifi zierten Bebauungsplanes Nr. 64 „Seeuferbereich

Kempfenhausen-Unterberg“ Teil 4, 2. Änderung
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